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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung des Artikels 107 
der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. März 1972 über die 
Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der Systeme 
der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Famiiien, die innerhaib 
der Gemeinschaft zu- und abwandern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 2, 7 und 51, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und deren Familien, die innerhalb der Gemeinsdiaft 
zu- und abwandern ^), zuletzt geändert durch die 

Verordnung (EWG) Nr ^), insbesondere auf 

Artikel 97, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des 
Rates vom 21. März 1972^) über die Durchführung 
der vorgenannten Verordnung (EWG) Nr. 1408/71, 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 

gestützt auf den nach Anhörung der Verwaltungs- 
kommission für die soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer angefertigten Vorschlag der Kommis- 
sion, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die vorerwähnten Verordnungen (EWG) Nr. 1408/ 
71 und Nr. 574/72 sind am 1. Oktober 1972 in Kraft 
getreten und gelten seit 1. April 1973 in den neuen 
Mitgliedstaaten. 


Die internationalen Währungssituation hat sich 
seit der Verabschiedung der obengenannten Verord- 
nungen verändert. 

Bei der Festlegung der Umtauschsätze zwischen 
Währungen zwecks Anwendung des Artikels 107 
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 vom 
21. März 1972 ist so nahe wie möglich an die wäh- 
rungspolitische Wirklichkeit heranzukommen und 
folglich Artikel 107 dieser Verordnung zu ändern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 107 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 wird 
wie folgt geändert: 

Währungsumrechnung 

1 . Zur Durchführung 

des Artikels 12 Absätze 2, 3 und 4; des Artikels 
19 Absatz 1 Buchstabe b letzter Satz; des Arti- 
kels 22 Absatz 1 Ziffer ii letzter Satz; des Arti- 
kels 25 Absatz 1 Buchstabe b vorletzter Satz; 
des Artikels 41 Absatz 1 Buchstaben c und d; 
des Artikels 46 Absätze 3 und 4; des Artikels 50; 
des Artikels 52 Absatz b letzter Satz; des Arti- 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 149 
vom 5. Juli 1971, S. 2 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 

vom S. . . . 

3) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 74 
vom 27. März 1972, S. 1 
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kels 55 Absatz 1 Ziffer ii letzter Satz; des Arti- 
kels 70 Absatz 1 erster Unterabsatz und des Arti- 
kels 71 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii vorletz- 
ter Satz der Verordnung sowie des Artikels 34 
Absatz i und des Artikels 119 Absatz 2 der 
Durchführungsverordnung wird der Kurs für die 
Umrechnung auf eine Landeswährung lautender 
Beträge in eine andere Landeswährung wie folgt 
festgesetzt: 

a) bei zwei Währungen, bei denen der Unter- 
schied zwischen Wechselkurs auf dem Devi- 
senmarkt und dem Verhältnis ihrer „De- 
facto" -Paritäten entsprechendem Kurs die 
Bandbreite von 2,25 v. H. nicht überschreiten 
kann: 

durch Heranziehen dieser „De-facto" -Parität, 
die am letzten Werktag des unter Buchstabe c 
festgelegten Bezugszeitraums gilt; 

b) bei zwei Währungen, bei denen der Unter- 
schied zwischen Wechselkurs auf dem Devi- 
senmarkt und dem Verhältnis ihrer „De- 
facto “-Paritäten entsprechendem Kurs die 
Bandbreite von 2,25 v. H. überschreiten kann: 
durch Heranziehen eines von der Kommission 
errechneten Umtauschsatzes, der sich auf das 
arithmetische Mittel der während des Bezugs- 
zeitraums nach Buchstabe c auf jedem der 
beiden inländischen Devisenmärkte festge- 
stellten Wechselkurse dieser Währungen 
stützt; 

c) Bezugszeitraum ist der Monat April für die 
ab dem darauffolgenden 1. Juli anzuwenden- 
den Kurse und der Monat Oktober für die 
ab dem am darauffolgenden 1. Januar anzu- 
wendenden Kurse; 

d) unter „De-facto “-Parität ist nach dem gelten- 
den Begriff der Mittelkurs oder die dem Inter- 
nationalen Währungsfonds gemeldete Parität 
zu verstehen. 

2. Die für die Anwendung des Absatzes 1 Buch- 
stabe b festzuhaltenden Wechselkurse sind fol- 
gende : 

a) beim belgischen Franken und beim luxembur- 
gischen Franken: die an jedem Werktag bei 
der Notierung an der Brüsseler Börse festge- 
stellten amtlichen Mittelkurse; 

b) bei der Deutschen Mark: die an jedem Werk- 
tag bei der Notierung an der Frankfurter Bör- 
se festgestellten amtlichen Mittelkurse; 


c) beim französischen Franken: die an jedem 
Werktag bei der Notierung an der Pariser 
Börse festgestellten amtlichen Mittelkurse; 

d) bei der italienischen Lira: der Durchschnitt 
der an jedem Werktag bei der Notierung an 
der Römischen und der Mailänder Börse fest- 
gestellten amtlichen Mittelkurse; 

c) beim niederländischen Gulden: die an jedem 
Werktag bei der Notierung an der Amster- 
damer Börse festgestellten amtlichen Mittel- 
kurse; 

f) beim englischen Pfund und beim irischen 
Pfund: die an jedem Werktag mittags auf dem 
maßgebenden Devisenmarkt für das englische 
Pfund und das irische Pfund festgestellten 
Mittelkurse; 

g) bei der dänischen Krone: die amtlichen Mit- 
telkurse, die bei der an jedem Werktag in 
Kopenhagen unter dem Vorsitz der Dänischen 
Staatsbank stattfindenden Notierung mittags 
festgestellt werden. 

3. Die Verwaltungskommission setzt auf Vorschlag 
des Rechnungsausschusses den Zeitpunkt fest, 
der bei der Festlegung des in den Fällen nach 
Absatz 1 anzuwendenden Wechselkurses zu be- 
rücksichtigen ist. 

4. Bei Veränderung in Absatz 1 festgelegter Kurse 
um mehr als 10 v. H. kann die Verwaltungskom- 
mission den in Absatz 1 Buchstabe c angegebe- 
nen Bezugszeitraum ändern. 

5. Die im Zusammenhang mit den in Absatz 1 ge- 
nannten Vorschriften anzuwendenden Wechsel- 
kurse werden im vorletzten Monat vor dem Mo- 
natsersten, ab dem sie gelten, im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht. 

6. In den in Absatz 1 nicht erfaßten Fällen erfolgt 
die Umrechnung sowohl bei Leistungszahlung als 
auch bei Erstattung zu dem im Zeitpunkt der 
Zahlung tatsächlich gehandelten Wechselkurs. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. Sie ist ab 1. Juli 1974 anwendbar. Sie 
ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmit- 
telbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
8. Juli 1974 - 1/4 -680 70 -E- Ar 10/1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. Juni 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

Bei der Ausarbeitung des Vorschlags für die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates schien es aus 
Gründen der Klarheit und der einheitlichen Durch- 
führung besser, alle Fragen zur Umrechnung einer 
Währung in eine andere für die Berechnung, Zah- 
lung oder Erstattung von Leistungen in nur einem 
Artikel zu regeln. 

In Artikel 107 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
574/72 des Rates sind somit alle Bestimmungen der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates und der 
Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates aufgeführt, 
für deren Anwendung die Umrechnung der auf ver- 
schiedene Landeswährungen lautenden Beträge zu 
den von den einzelstaatlichen für Währungsfragen 
zuständigen Behörden angegebenen und vom Inter- 
nationalen Währungsfonds angenommenen amt- 
lichen Paritäten erfolgt. Laut Artikel 107 Absatz 2 
erfolgt die Umrechnung in allen anderen Fällen zu 
dem im Zeitpunkt der Zahlung tatsächlich gehan- 
delten Kurs. 

Diese Regelung, die aus den früheren Verordnun- 
gen Nr. 3 und Nr. 4 sowie aus den im Rahmen dieser 
Verordnungen gefaßten Beschlüsse der Verwal- 
tungskommission übernommen wurden, hatten nie 
versagt, solange diese Verordnungen in Kraft waren. 

Das internationale Währungssystem, nach dem sich 
die Abfassung des Artikels 107 richtete, beruhte auf 
dem Bretton- Woods-Abkommen, worin für jede 
Währung das Bestehen einer festen, aber anpas- 
sungsfähigen Goldparität und Wechselkurse mit 
sehr geringen Schwankungsbreiten vorgesehen wa- 
ren. Dieses System hat nun aber seit den Washingto- 
ner Vereinbarungen vom 18. Dezember 1971 tief- 
greifende Veränderungen erfahren, nämlich neben 
den amtlichen Goldparitäten - die künftig nicht mehr 
den Wechselkursen entsprechen, die sich auf den 
Devisenmärkten bilden - teilt jedes Land einen „Mit- 
telkurs'' mit, der im Unterschied zur amtlichen Pari- 
tät juristisch weniger bindend ist und sich leicht 
ändern läßt; darüber hinaus wurden die Bandbreiten 
erweitert und vereinzelt aufgehoben. 

Um die Währungs Verhältnisse untereinander stabil 
zu halten, haben die Mitgliedstaaten im April 1972 
ein gemeinschaftliches Wechselkurssystem errichtet, 
das insbesondere gekennzeichnet ist durch eine Ver- 
minderung der Bandbreiten der Gemeinschaftswäh- 
rungen (2,25 V. H. anstatt 4,5 v. H. nach den 
Washingtoner Vereinbarungen); jedoch sind das 
englische Pfund und das irische Pfund am 23. Juni 
1972, die italienische Lira am 13. Februar 1973 und 
der französische Franken am 19. Januar 1974 zum 
Floaten übergegangen. Darüber hinaus wurden die 
D-Mark am 11. März und am 29. Juni 1973 und der 
Gulden am 17. September 1973 aufgewertet. 

Der Artikel 107 der Verordnung Nr. 574/72 war 
folglich bereits bei Verabschiedung dieser Verord- 
nung überholt. Gleichwertigkeit der Leistungen in 


den verschiedenen Währungen wurde von dem 
Augenblick an nicht mehr erreicht, in dem die Um- 
rechnungen zur Parität erfolgten und eine oder meh- 
rere Währungen sich davcn auf dem Devisenmarkt 
sehr weit entfernten. 

Um die aus diesem Sachverhalt entstehenden Nach- 
teile abzustellen, haben sich die zuständigen Be- 
hörden mehrerer Mitgliedstaaten dazu entschlossen, 
bis zu einer Neufassung des Artikels 107 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vorüberge- 
hende Vorschriften anzuwenden. 

Der beigefügte Verordnungsvorschlag zur Änderung 
des Artikels 107 soll der währungspolitischen Wirk- 
lichkeit näherkommen. 

Bei zwei Währungen, bei denen der Unterschied 
zwischen Wechselkurs auf dem Devisenmarkt und 
ihrer „De-facto" -Parität entsprechenden Kurs (Mit- 
telkurs bzw. dem Internationalen Währungsfonds 
gemeldete Parität) die Bandbreite von 2,25 v. H. 
nicht überschreiten kann, wird die Umrechnung 
unter Heranziehung dieser „De-facto "-Parität er- 
folgen. 

Bei zwei Währungen, bei denen der Unterschied 
zwischen Wechselkurs auf dem Devisenmarkt und 
dem Verhältnis ihrer „De-facto"-Paritäten entspre- 
chendem Kurs die Bandbreite von 2,25 v. H. über- 
schreiten kann, wird die Umrechnung unter Heran- 
ziehung eines von der Kommission errechneten 
Wechselkurses erfolgen, der sich auf das arithme- 
tische Mittel der auf jedem der beiden inländischen 
Devisenmärkte festgestellten Wechselkurse dieser 
Währungen stützt. 

Artikel 1 Absatz 2 des Verordnungsvorschlags, wo- 
rin dieses letztere Umrechnungsverfahren geregelt 
wird, beschränkt sich darauf, Artikel 1 Absatz 3 der 
Entscheidung Nr. 3542/73 EGKS der Kommission 
vom 19. Dezember 1973 wiederzugeben, die im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
361 vom 29. Dezember 1973 erschienen ist. 

Die in den Mitgliedstaaten bei der Anwendung der 
Bestimmungen nach Absatz 1 heranzuziehenden 
Kurse - die unter Ausschaltung der sich auf Erstat- 
tungen beziehenden Fälle streng auf die Leistungs- 
berechnungen beinhaltenden Fälle begrenzt wur- 
den - werden sich für die ab 1. Juli anzuwenden- 
den Kurse auf Beobachtungen vom voraufgegange- 
nen April stützen; sie werden sich für die ab 1. Ja- 
nuar anzuwendenden Kurse auf Beobachtungen vom 
voraufgegangenen Oktober s^. ':zen. 

Im Falle einer Veränderung der in Absatz 1 fest- 
gesetzten Kurse um mehr als 10 v. H. wird die 
Verwaltungskommission beurteilen, ob der Bezugs- 
zeitraum zu ändern ist oder nicht, wobei sie ab- 
wägt, ob die eingetretenen erheblichen Verände- 
rungen fortbestehen dürften oder ob sie vielmehr 
zufällig sind. 
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Die von der Kommission ausschließlich für die 
Durchführung des Artikels 107 der Verordnung Nr. 
574/72 berechneten, maßgebenden Kurse werden im 
vorletzten Monat vor dem Monatsersten, ab dem 
sie gelten, im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften veröffentlicht, damit die Träger der sozia- 
len Sicherheit der Mitgliedstaaten die Berechnungen 
und die Ausstellung der entsprechenden Zahlungs- 
titel so rechtzeitig vornehmen können, daß letztere 
dem Betreffenden in den ersten Tagen des neuen 
Gültigkeitszeitraums zugehen. 

Absatz 6 ist inhaltlich dem jetzigen Artikel 107 Ab- 
satz 2 der Verordnung Nr. 574/72 gleich. 

In Absatz 3 wird für die Festlegung der Zeitpunkte, 
die bei der Bestimmung des in den Fällen nach Ab- 
satz 1 anzuwendenden Wechselkurses zu berücksich- 
tigen sind, auf die Verwaltungskommission verwie- 
sen; es handelt sich nämlich um ähnliche verwal- 
tungsrechtliche Durchführungsmaßnahmen, wie sie 
die Verwaltungskommission bereits im Rahmen der 
früheren Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4 getroffen 
hatte. 
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